
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anlage zum Antrag Sozialtarife für Strom und Gas einführen 
 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Dr. Matheis,                                17. April 2010 
 
zur Erläuterung und weiteren Begründung des oben genannten Antrages bitten wir 
Sie, diese Anlage zusammen mit den übrigen Unterlagen für die Stadtratssitzung am 
3. Mai 2010 zu verschicken. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Frank Eschrich, Vorsitzender Stadtratsfraktion DIE LINKE 
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Quelle: Institut für Energie und Umweltforschung Heidelberg 
 

 

 

 

 

 



DIE WELT 18.01.2008 
 

Berlin - Die deutschen Energieversorger sollten nach Ansicht von 
Bundesumweltminister Sigmar Gabriel angesichts der stark gestiegenen 
Energiepreise flächendeckend einen Sozialtarif für bedürftige Menschen anbieten. "In 
einem so reichen Land wie Deutschland darf es keine Energie- oder Brennstoffarmut 
geben", sagte der SPD-Politiker am im Bundestag. Verbraucherschützer begrüßten 
den Vorstoß Gabriels. "Endlich ist die soziale Dimension der hohen und steigenden 
Energiepreise bei der Politik angekommen", sagte der Vorsitzende des 
Bundesverbands der Verbraucherzentralen, Gerd Billen.  

Solche Sozialtarife werden nach Worten des Umweltministers bereits heute von 
einzelnen Regionalgesellschaften des Versorgers E.on angeboten, allerdings nur 
befristet und begrenzt. Wenn dies mehr als PR sein solle, müssten weitere Schritte 
folgen, sagte Gabriel. 

Gerade Geringverdiener litten unter den stark gestiegenen Preisen. Denn Strom sei 
seit dem Jahr 2000 um 46 Prozent teurer geworden, Gas um 100 Prozent und Heizöl 
um 70 Prozent. Die jährliche Energierechnung eines Drei-Personen-Haushalts sei 
seit 2000 von etwa 1300 Euro auf 2200 Euro gestiegen. Für Geringverdiener sei eine 
Steigerung der monatlichen Energiekosten um 75 Euro aber "weiß Gott nicht egal", 
sagte Gabriel. 

Verbraucherschützer Billen sprach angesichts der wiederholten Preissprünge bei 
gleichzeitig explodierenden Gewinnen der Konzerne von einem sozialen Skandal. 
Die Sozialtarife müssten deswegen aus den hohen Gewinnen der Konzerne 
finanziert werden. 



 


